
Ideologie des Wohlstands: Hegemonie und die Legitimierung von 
Machtverhältnissen 

In liberalen Demokratien wird materieller Reichtum häufig als Ausdruck individueller 
Leistung und Verdienstes interpretiert, während Armut tendenziell moralisch 
individualisiert wird. Diese Vorstellungen sind jedoch keineswegs neutral oder 
selbstverständlich – sie sind das Resultat ideologischer Prozesse, in denen bestehende 
soziale und ökonomische Verhältnisse legitimiert, naturalisiert und gegen Kritik 
abgeschirmt werden. Meine Arbeit geht der Frage nach, wie solche Prozesse der 
Legitimierung funktionieren und welche Rolle politische Rhetorik und 
zivilgesellschaftliche Institutionen dabei spielen. 

Zentraler theoretischer Rahmen dieses Beitrags ist Antonio Gramscis Konzept der 
Hegemonie, sowie das Propaganda-Modell von Edward S. Herman und Noam Chomsky. 
Gramsci zeigt, dass moderne Herrschaftsverhältnisse weniger auf direktem Zwang als 
auf der aktiven Erzeugung von Zustimmung („consent“) beruhen. Diese Zustimmung 
wird in der „Zivilgesellschaft“ – etwa über Medien, Bildungseinrichtungen oder religiöse 
Organisationen – erzeugt und reproduziert. Hegemonie ist in diesem Sinne die Fähigkeit 
einer dominanten Klasse, ihre Partikularinteressen als Allgemeininteressen erscheinen 
zu lassen. Reichtum wird dadurch nicht nur ökonomisch gesichert, sondern auch 
politisch und kulturell gerechtfertigt. 

Ergänzend analysiert das Propaganda-Modell, wie kapitalistisch organisierte 
Medienstrukturen systematisch zur Stabilisierung hegemonialer Ideologien beitragen. 
Durch ökonomische Abhängigkeiten (Werbung, Eigentumsverhältnisse), politische Nähe 
(Elitenfilter, „Flak“) und ein normatives Selbstverständnis der „objektiven 
Berichterstattung“ werden Perspektiven der herrschenden Klasse vertreten. In diesem 
Kontext erscheinen soziale Bewegungen, gewerkschaftliche Forderungen oder auch 
Kritik am Status quo nicht als legitime Diskursbeiträge, sondern als Bedrohungen von 
Stabilität und Ordnung. 

Darüber hinaus wird diskutiert, wie unterschiedliche Ideologiebegriffe – vom 
klassischen marxistischen Konzept der „falschen Bewusstseinsbildung“ bis zu neueren 
Verständnissen ideologischer Legitimationsfunktionen (etwa bei Chiapello oder Ricœur) 
– unterschiedliche Aspekte desselben Phänomens beleuchten. Während Marx Ideologie 
als verschleiernd und herrschaftssichernd analysiert, betont Gramsci die aktive Rolle 
der Zivilgesellschaft bei der Reproduktion von Herrschaft. Besonders produktiv 
erscheint Gramscis Perspektive insofern, als sie die Trennlinie zwischen „Zwang“ und 
„Zustimmung“ nicht nur analytisch durchlässig macht, sondern konkret aufzeigt, wie 
Zustimmung zur sozialen Ungleichheit kulturell erzeugt wird. 

Die Schlussfolgerungen meiner Arbeit deuten darauf hin, dass das Ausbleiben des 
Hinterfragens der herrschenden Klasse in kapitalistischen Demokratien nicht trotz, 
sondern gerade wegen bestehender Ungleichheiten erreicht wird – vorausgesetzt, diese 



Ungleichheiten können kulturell und moralisch gerechtfertigt werden. Die Ausblendung 
systemischer Ursachen sozialer Probleme, die Individualisierung von Verantwortung und 
die Stigmatisierung kollektiver Alternativen sind integrale Bestandteile dieser 
Legitimationsarbeit. Antikommunistische Diskurse fungieren hier oft als Schutzschild 
gegen egalitäre Umverteilungsforderungen – nicht nur historisch, sondern auch im 
gegenwärtigen politischen Diskurs, etwa wenn Sozialstaatlichkeit reflexartig mit 
„sozialistischer Gefahr“ assoziiert wird. 

Die Untersuchung solcher Ideologieformen ist auch im aktuellen Kontext hoch relevant. 
In Zeiten wachsender Vermögensungleichheit, ökologischer Krisen und politischer 
Fragmentierung stellt sich die Frage, welche Narrative heute die Fortsetzung eines 
Systems rechtfertigen, das für viele Menschen nicht mehr Sicherheit, sondern 
Unsicherheit erzeugt. Der Beitrag versteht sich somit auch als Anstoß zur kritischen 
Reflexion über die symbolischen Bedingungen von Wohlstand und zur Re-Politisierung 
vermeintlich ökonomischer Sachzwänge. 

Anhand historischer Fallstudien – insbesondere der sogenannten „Red Scares“ in den 
Vereinigten Staaten – wird exemplarisch gezeigt, wie radikale Kritik am bestehenden 
System delegitimiert und repressiv bekämpft wurde, während zugleich ein 
hegemoniales Bild von Wohlstand als „amerikanischer Traum“ gestärkt wurde. Dabei 
fungierte Antikommunismus nicht nur als Sicherheitsdoktrin, sondern auch als 
ideologische Verteidigungslinie gegen jede Form von Umverteilungsforderung oder 
Klassenbewusstsein. 

Ziel des Beitrags ist es, zu einem besseren Verständnis jener kulturellen und politischen 
Mechanismen beizutragen, durch die in demokratischen Gesellschaften nicht nur 
Ungleichheit reproduziert, sondern auch als gerecht, notwendig oder alternativlos 
dargestellt wird. Die Analyse zeigt, wie tief Ideologie in alltägliche Denkweisen 
eingebettet ist – und wie essenziell kritische Gesellschaftstheorie bleibt, um Prozesse 
der Legitimierung von Reichtum und Armut sichtbar zu machen. 

 

 


